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Die 34. Sitzung war erst ab Tagesordnungs-
punkt 2 öffentlich. 

Das Kurzprotokoll zum nichtöffentlichen 
Tagesordnungspunkt 1 auf den Seiten 6 bis 8 ist 
daher nicht beigefügt. 
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Tagesordnungspunkt 2 

Fachgespräch zum Thema „Bilanz der Engage-
mentpolitik in der 18. Wahlperiode und Ausblick 
auf die Herausforderungen und Aufgaben der 
Engagementpolitik in der 19. Wahlperiode“ 

Der Vorsitzende erklärt, er eröffne hiermit die 
34. Sitzung des Unterausschusses „Bürgerschaft-
liches Engagement“ nach der Sitzungsunter-
brechung aufgrund der namentlichen Abstimmun-
gen im Plenum wieder. Man setze die Sitzung nun 
mit dem Tagesordnungspunkt 2 – dem öffent-
lichen Fachgespräch zum Thema „Bilanz der 
Engagementpolitik in der 18. Wahlperiode und 
Ausblick auf die Herausforderungen und Auf-
gaben der Engagementpolitik in der 19. Wahl-
periode“ – fort. Hierzu begrüße er auch die 
Besucherinnen und Besucher, die inzwischen auf 
der Tribüne Platz genommen hätten und bitte um 
Verständnis für die eingetretene Verzögerung. Im 
nichtöffentlichen Teil zu Beginn der Sitzung habe 
man den Bericht über die Arbeit des Unteraus-
schusses „Bürgerschaftliches Engagement“ in der 
18. Wahlperiode verabschiedet, der nun dem 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend zugeleitet werde. Nach der Beratung im 
Hauptausschuss werde er auch für die interessier-
te Fachöffentlichkeit über die Homepage des 
Unterausschusses abrufbar sein. 

Im Rahmen des öffentlichen Fachgesprächs wolle 
man gemeinsam mit den eingeladenen Sachver-
ständigen eine Bilanz der Engagementpolitik in 
der 18. Wahlperiode ziehen und einen Ausblick 
auf die Aufgaben und Herausforderungen in der 
19. Wahlperiode vornehmen. Leider könne man 
aufgrund von Anschlussterminen der Mitglieder 
die Sitzung nicht über 19:00 Uhr hinaus verlän-
gern, sodass etwas weniger Zeit für die Diskussion 
zur Verfügung stehen werde. Daher werde er da-
rauf achten, dass die Sachverständigen die Zeit-
vorgabe von zehn Minuten für ihr Eingangsstate-
ment einhielten. Zum Fachgespräch begrüße er 
Frau Birgit Radow vom Bundesverband Deutscher 
Stiftungen, Herrn Tobias Kemnitzer von der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagenturen 
(bagfa) und Herrn Dr. Ansgar Klein vom Bundes-
netzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE). 



  

 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

 

18. Wahlperiode Protokoll der 34. Sitzung 
vom 21. Juni 2017 

Seite 9 von 65 

 
 

Ehe er Frau Radow das Wort für ihr Eingangsstate-
ment erteile, wolle er noch darauf hinweisen, dass 
den Mitgliedern als Tischvorlagen Präsentationen 
von Frau Radow (Anlage 1) und Herrn Kemnitzer 
(Anlage 2) vorlägen. 

Frau Birgit Radow (Bundesverband Deutscher 
Stiftungen) bedankt sich zunächst für die Ein-
ladung. Sie freue sich, in der heutigen letzten Sit-
zung des Unterausschusses in dieser Wahlperiode 
für den Bundesverband Deutscher Stiftungen 
sprechen zu dürfen. Zunächst einmal wolle sie 
den Mitgliedern des Unterausschusses Dank und 
großen Respekt für ihre Arbeit zollen. Denn durch 
den starken Flüchtlingszuzug nach Deutschland 
habe es eine enorme Zunahme der Bedeutung des 
zivilgesellschaftlichen Engagements gegeben. 
Dieser Ausschuss sei daher nie so wichtig 
gewesen wie in den letzten vier Jahren. 

Sie wolle kurz etwas zum Bundesverband Deut-
scher Stiftungen sagen. Dieser sei der Dachver-
band für deutsche Stiftungen aller Rechtsformen. 
Es gebe in Deutschland ungefähr 22.000 eigen-
ständige rechtsfähige Stiftungen. Davon vertrete 
der Bundesverband ein Viertel, die wiederum 
über drei Viertel des deutschen Stiftungsver-
mögens verfügten. Der Bundesverband Deutscher 
Stiftungen sei auch der größte Stiftungsverband in 
Europa. Zudem sei man auch Mitglied im Bünd-
nis für Gemeinnützigkeit. 

In ihrem Vortrag wolle sie auf den engagement-
politischen Reformbedarf eingehen, den das 
Bündnis für Gemeinnützigkeit in einem in der 
letzten Woche verabschiedeten Papier festge-
halten habe (Anlage 3). Das Bündnis für Gemein-
nützigkeit sei ein Zusammenschluss von zehn 
Organisationen, die in ihrer Präsentation im Ein-
zelnen aufgeführt seien. Es bestehe aus großen 
Verbänden mit langer Erfahrung mit zivilgesell-
schaftlichem Engagement. Dieses Bündnis gebe es 
seit sieben Jahren, wobei es einige Zeit gebraucht 
habe, um sich zusammenzufinden, da man mit 
sehr unterschiedlichen Erfahrungen in das Bünd-
nis hineingegangen sei. Daher seien gemeinsam 
beschlossene Positionen tatsächlich das Ergebnis 
eines eingehenden Diskussionsprozesses. 

Sie habe den vorhandenen engagementpolitischen 
Reformbedarf in zehn Punkten zusammengefasst: 

Der erste Punkt betreffe die nachhaltigen Infra-
strukturen für Engagement und Partizipation. Es 
gebe zwar viel Engagement von einzelnen. Das 
Bündnis glaube aber, dass dieses eigentlich nur 
wirksam werde, wenn es auch zusammengeführt 
werde. Dafür seien Vernetzung und Austausch 
notwendig und dafür brauche es auch auf Bundes-
ebene eine solide und verlässliche Infrastruktur. 

Beim zweiten Punkt gehe sie davon aus, dass 
dieser hier auf Zustimmung stoße. Auch wenn der 
Unterausschuss großartige Arbeit geleitstet habe, 
wünsche man sich in der nächsten Wahlperiode 
einen „Vollausschuss“ mit allen entsprechenden 
Rechten, um der Frage des zivilgesellschaftlichen 
Engagements höheren Nachdruck zu verleihen. 

Der dritte Punkt betreffe die Frage der ressort-
übergreifenden Koordinierung. Das BMFSFJ habe 
im Bereich der Engagementpolitik in den letzten 
Jahren sehr viel auf den Weg gebracht. Es gebe 
zudem auch in anderen Ministerien Engagement-
initiativen, die systematisiert und ressortüber-
greifend koordiniert werden sollten, um die Rah-
menbedingungen weiterentwickeln zu können. 

Beim vierten Punkt gehe es um den Reformbedarf 
im Gemeinnützigkeitsrecht. Das sei besonders für 
Nichtjuristen ein etwas komplizierter Punkt. Es 
gehe zum einen darum, dass die Förderung des 
bürgerschaftlichen Engagements (§ 52 Abs. 2 
Nr. 25 AO) als substantiell eigenständiger Zweck 
auch von der Exekutive endlich anerkannt werde. 
Zum anderen gehe es hier um Fragen des Wettbe-
werbsrechts. Es sei ein Problem, wenn von NGOs 
und zivilgesellschaftlichen Organisationen einer-
seits moderne Arbeitsweisen und eine teilweise 
Eigenfinanzierung verlangt werde, aber anderer-
seits mit dem Wettbewerbsrecht argumentiert 
werde. Man könne aus Sicht des Bündnisses für 
Gemeinnützigkeit gemeinnützige Einrichtungen 
nicht einfach in den Wettbewerb mit kommer-
ziellen Einrichtungen stellen. Daher müsse die 
Wettbewerbsklausel so verändert werden, dass 
diese gemeinnützigkeitsrechtlichen Probleme 
nicht mehr bestünden. 
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Das gelte auch für die Fragen des Umsatzsteuer-
rechtes im fünften Punkt. Auf EU-Ebene stehe 
eine Reform des Umsatzsteuerrechtes an. Hier 
fordere man dringend, dass die in Deutschland 
geltenden Umsatzsteuerbefreiungen für gemein-
nützige Organisationen erhalten blieben. Ferner 
fordere man, dass Kooperation zwischen gemein-
nützigen Organisationen steuerlich genauso ge-
stellt werden müssten, als wenn jede Organisation 
allein tätig würde. Im Papier des Bündnisses für 
Gemeinnützigkeit werde dies noch ein wenig 
detaillierter ausgeführt. Unbedingt nachgedacht 
werden sollte auch über die Vergabepraxis der 
öffentlichen Hand in vielen Bereichen. Früher 
seien Organisationen eher Geförderte gewesen, 
während sie heute oft als Auftragnehmer betrach-
tet würden, die gewissermaßen staatliche Aufga-
ben erfüllten. Dies verändere das Verhältnis zwi-
schen Staat und Zivilgesellschaft deutlich. Das 
Bündnis für Gemeinnützigkeit sei der Ansicht, 
dass dies inhaltlich wieder zurückgeführt werden 
müsse, da es Steuerpflichten nach sich ziehe, 
wenn man als Auftragnehmer agiere, was bei einer 
Rückbesinnung auf die Förderung autonomer ge-
meinnütziger Leistungserbringer vermeidbar wäre. 

Der sechste Punkt betreffe das Haushaltsrecht. Es 
gebe beim Abrechnen öffentlicher Gelder sehr 
viele bürokratische Erfordernisse. Dass ordentlich 
abgerechnet werden müsse, sei ebenso klar wie 
nachvollziehbar, aber die erforderlichen Nach-
weise und Rechnungslegungsvorschriften seien 
zum Teil sehr unterschiedlich ausgestaltet. Hier 
sei im Sinne eines Bürokratieabbaus eine Anpas-
sung erforderlich. 

Beim siebten Punkt gehe es um das Stiftungsrecht. 
Es habe eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe gegeben, 
die in ihrem Bericht festgehalten habe, welchen 
Reformbedarf es im Stiftungsrecht gebe. Das 
Bündnis für Gemeinnützigkeit setze sich dafür 
ein, die entwickelten Vorschläge in der neuen 
Legislaturperiode zügig umzusetzen. Es müsse vor 
allem bundeseinheitliche Regelungen zur Zusam-
menlegung und Zulegung von Stiftungen, zur 
Aufhebung und Auflösung sowie zu Zweck- und 
Satzungsänderungen geben, weil dies von 
Bundesland zu Bundesland und von Aufsicht zu 
Aufsicht unterschiedlich geregelt sei, was die 

Arbeit von Stiftungen erschwere. Stiftungen seien 
zwar für die „Ewigkeit“ gedacht, trotzdem sollte 
es zu Lebzeiten der Stifter möglich sein, noch 
bestimmte Veränderungen vorzunehmen.  

Der achte Punkt betreffe das europäische Gemein-
schaftsrecht. Das Problem sei, dass jedes Land 
sein eigenes Gemeinnützigkeitsrecht habe. 
Zugleich arbeiteten immer mehr Stiftungen und 
Organisationen grenzüberschreitend, was ja auch 
politisch gewollt sei, wenn man zu einem einigen 
Europa kommen wolle. Ein Minimalkonsens 
darüber, was gemeinnützige Zwecke und was die 
Grundsätze der Geschäftsführung einer gemein-
nützigen Organisation seien, sollte europaweit 
hergestellt werden. Ferner müsse verfahrensmäßig 
eine einfache Form der wechselseitigen Aner-
kennung erreicht werden.  

Neben diesen acht Forderungen des Bündnisses 
für Gemeinnützigkeit zum engagementpolitischen 
Reformbedarf wolle sie abschließend auf zwei 
Punkte des Programms „Menschen stärken Men-
schen“ hinweisen, das vor eineinhalb Jahren auf-
gelegt worden sei und bei dem es um die Integra-
tion von Geflüchteten durch Patenschaften gehe. 
Sehr positiv an diesem Programm sei, dass die 
Mittelempfänger bei der Verwendung der Mittel 
innerhalb des vom BMFSFJ gesetzten Rahmens 
weitgehend frei seien. Der Bundesverband Deut-
scher Stiftungen nehme über die Bürgerstiftungen 
mit 2.000 Patenschaften an dem Programm teil. 
Man habe dabei viel darüber gelernt, wie unter-
schiedlich die Bürgerstiftungen arbeiteten. Vor 
allem sei es wichtig, dass dadurch Strukturen 
gefördert werden könnten, die eine längerfristige 
Arbeit ermöglichten. Es gebe auch Mediation und 
Coaching für Ehrenamtliche. Aus diesem Pro-
gramm könne man lernen, dass es eben nicht 
allein nur um die Förderung von Organisationen 
gehe, die ausdrücklich Freiwilligenarbeit organi-
sierten. Es müssten auch Strukturen innerhalb 
von Vereinen und Organisationen zur Unter-
stützung der Freiwilligenarbeit geschaffen 
werden, die je nach Organisation unterschiedlich 
aussehen könnten. Denn ein Sportverein arbeite 
nun einmal anders als eine NGO oder eine Frei-
willigenagentur. Hier sei Flexibilität notwendig 
und die Förderung von Strukturen müsse ein Teil 
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der Förderung durch die öffentliche Hand sein. 
Oft bekomme man zwar Geld für das Programm, 
aber nicht für die notwendigen Personalkosten 
und kaum für die erforderlichen Overhead-
Kosten. Ferner notwendig sei ein Monitoring für 
Qualität und Unterstützung. Das Programm „Men-
schen stärken Menschen“ sei in dieser Hinsicht 
sehr hilfreich und der Bundesverband Deutscher 
Stiftungen fände es gut, wenn daraus Schluss-
folgerungen auch für andere Programme gezogen 
würden.  

Herr Tobias Kemnitzer (bagfa) bedankt sich eben-
falls zunächst für die Einladung. Man habe im 
Vorfeld der Sitzung in der bagfa lange gemeinsam 
überlegt, wie man eine persönliche Bilanz ziehen 
und welche Empfehlungen man im Ausblick 
geben könne. Was die bagfa gefreut habe, sei die 
sehr gute Gesprächs- und Würdigungskultur 
durch die Mitglieder des Unterausschusses gewe-
sen, die sehr oft an Veranstaltungen teilgenom-
men und sich intensiv mit der Materie beschäftigt 
hätten. Die gute Gesprächs- und Würdigungs-
kultur habe auch seitens des BMFSFJ bestanden. 
Es habe viele neue Beteiligungsformate z. B. bei 
der Entwicklung der Engagementstrategie oder 
auch den Deutschen Engagementtag gegeben. Die 
Frage sei, wie man diese Kultur über die Wahlpe-
riode hinaus erhalten, verstetigen und ausbauen 
könne und welche Formate dafür geeignet seien.  

Was die bagfa Stolz gemacht habe, sei das Engage-
ment für, mit und von geflüchteten Menschen. 
Mit Interesse habe man wahrgenommen, was für 
Gelder in Millionenhöhe auf einmal da gewesen 
seien, die sonst nicht vorhanden gewesen seien, 
und welche neuen Programme aufgelegt worden 
seien. Dies gelte für das von Frau Radow erwähnte 
Programm „Menschen stärken Menschen“ ebenso 
wie für den „BFD mit Flüchtlingsbezug“. Man 
habe auch gesehen, wie wichtig Netzwerkarbeit 
vor Ort sei und dass dafür auch eine Infrastruktur 
notwendig sei. Was man sich allerdings frage, sei, 
was eigentlich passiere, wenn all diese schnell 
aufgesetzten Projekte und Programme ausliefen 
und ob es eine Strategie gebe, wie man diese An-
kommens- und Integrationsstrukturen absichern 
könne. Er fürchte ein wenig, dass hier im Moment 
möglicherweise gerade eine Chance vertan werde.  

Was die bagfa besonders beschäftigt habe, sei das 
Thema „Monetarisierung“ gewesen. Es habe hier-
zu viele Papiere und es habe auch eine gewisse 
Sensibilisierung für das Thema bei den Mitglie-
dern des Unterausschusses gegeben. Er hätte sich 
gewünscht, wenn es bei diesem Thema eine ge-
meinsam Stellungnahme des Unterausschusses 
gegeben hätte. Dadurch hätte man in der Sache 
einen Schritt vorankommen können. Er beobach-
te, dass in bestimmten Politikbereichen, vor allem 
Arbeitsmarkt und Pflege, immer noch die Vorstel-
lung von bürgerschaftlichem Engagement als 
„stille Reserve“ vorhanden sei, die man – zur Not 
mit ein wenig Geld – einfach abrufen könne. 
Daher wäre es aus seiner Sicht wichtig, eine klare 
Abgrenzung zum Arbeitsmarkt hinzubekommen. 

Was ihn als Geschäftsführer der bagfa herausgefor-
dert habe, sei der Umgang mit den wissenschaft-
lichen Erhebungen gewesen. Es seien z. B. der 
Freiwilligensurvey und der Engagementbericht 
veröffentlicht worden. Beim Freiwilligensurvey 
habe es eine große Diskussion auch im BBE-News-
letter darüber gegeben, wie verlässlich die Zahlen 
seien. Das sei für ihn als bagfa-Geschäftsführer 
sehr misslich gewesen und habe die Frage aufge-
worfen, wie man mit diesen Zahlen umgehen 
solle. Die Frage sei zudem, ob es die Engagement-
zahlen seien, an denen man sich messen lassen 
wolle. Er habe zur Vorbereitung exemplarisch 
zwei Pressemitteilungen des BMFSFJ herausge-
sucht. Die erste aus dem Jahr 2006 laute: „Frei-
williges Engagement wächst – mehr als 23 Millio-
nen Menschen in Deutschland engagieren sich 
ehrenamtlich.“ In der zweiten Pressemitteilung 
aus dem Jahr 2016 heiße es: „Immer mehr Men-
schen engagieren sich ehrenamtlich – 31 Millio-
nen.“ Die Frage, die er sich stelle, sei, ob dies 
immer so weiter gehen müsse. Brauche man in 
zehn Jahren 40 Millionen Engagierte? Sei es das, 
worauf man abziele und was sei, wenn es dann 
immer noch „nur“ 30 Millionen Engagierte seien? 
Hätten die Freiwilligenagenturen und die anderen 
Infrastruktureinrichtungen dann versagt? Hier 
müsse man aus seiner Sicht noch einmal gemein-
sam über die Qualitätsmaßstäbe nachdenken. 

Der Zweite Engagementbericht sei ja auch im 
Unterausschuss diskutiert worden. Dessen 
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Präsentation habe das BMFSFJ aus seiner Sicht 
dramaturgisch leider ein wenig „versemmelt“. Das 
sei schade, da es sich um einen tollen Bericht 
handele, der lange im Ministerium gelegen habe. 
Die Frage sei auch, wie man die Ergebnisse des 
Engagementberichts künftig weiter in die Praxis 
tragen könnte, z. B. über einen Referentenpool 
oder mit Workshops. 

Was aus Sicht der bagfa teilweise überschätzt 
werde, sei das Engagement von Unternehmen als 
strategische Partner. An dieser Stelle sei er auch 
persönlich enttäuscht. Es habe den Ersten Engage-
mentbericht mit dem Schwerpunktthema „Unter-
nehmen“ gegeben, doch danach sei so gut wie 
nichts passiert. Das sei für ihn ein Rätsel. Es gebe 
in diesem Bereich eine hohe Diskontinuität. So sei 
beispielsweise der Generali Zukunftsfonds leider 
aufgelöst worden. Auch Pro Bono Deutschland sei 
aufgegeben worden. Man müsse daher noch ein-
mal diskutieren, wie und warum man Unterneh-
mensengagement fördern wolle und wie tragfähig 
eigentlich der viel beschworene trisektorale An-
satz sei, wenn sich die Unternehmen daran gar 
nicht beteiligten. 

Frau Radow habe schon viel zum Thema „Finan-
zierung“ gesagt. Es sei wichtig, eine andere Form 
von Finanzierung zu finden. Es gebe viele unter-
schiedliche Programme und Finanzierungsfor-
men, z. B. die Initiative „Engagierte Stadt“. Es 
habe auch Vorschläge wie die Errichtung einer 
„Bundesstiftung für Engagement“ und die Idee 
eines Demokratiefördergesetzes gegeben, die lei-
der aufgrund diverser Widerstände nicht realisiert 
worden seien. Die Frage sei, wie es gelingen 
könne, einen Ansatz für die Infrastrukturfinanzie-
rung zu entwickeln, hinter dem sich alle versam-
meln könnten. Eine Überlegung könnte sein, hier-
zu ein Gutachten in Auftrag zu geben, das Bedarfe 
und Umsetzungsmöglichkeiten herausarbeite, um 
zu einer stärkeren Konkretisierung zu gelangen. 

Keinen Weiterentwicklungsbedarf sehe die bagfa 
bei der Anerkennungskultur. Es gebe schon jetzt 
unendlich viele Preise. Bei dem Engagement für 
Geflüchtete habe man gesehen, dass es vielen 
Menschen darum gehe, mehr beteiligt und gehört 

zu werden. Anerkennung heiße daher aus Sicht 
der bagfa vor allem mehr Beteiligung. Hier müsse 
man darüber nachdenken, wie man den einzelnen 
Engagierten und wie man die Organisationen auch 
bei politischen Prozessen besser beteiligen könne. 

Was sich die bagfa auch immer mal wieder frage, 
sei, ob der Eigensinn des Engagements verloren-
gehe. Die Frage sei, ob jeder Freiwillige wirklich 
erst ein großes Qualifizierungsprogramm durch-
laufen müsse, bis er mit seinem Engagement 
„loslegen“ dürfe oder ob man damit nicht zu hohe 
Hürden aufbaue. Die Frage sei auch, wie man wie-
der diskursiver, bürgerbewegter und politischer 
werden könne. 

Die Folie zu den Herausforderungen der Engage-
mentpolitik überspringe er aus Zeitgründen, 
zumal diese in diesem Kreis ohnehin bekannt 
seien. Stattdessen komme er zu der Frage, was 
man in der nächsten Wahlperiode erreichen kön-
ne. Er hielte es für wichtig, eine (neue) Vision von 
Engagement zu schaffen, gewissermaßen also so 
etwas wie eine „Enquete reloaded“. Die Bundes-
kanzlerin habe bei der Preisverleihung von „start 
social“ gesagt: „Ehrenamtliches Engagement ist 
ein Markenzeichen von Deutschland“. Die Frage 
sei, was dies konkret heiße. Der Engagement-
bericht habe viele Diskussionen angestoßen: Was 
sei bürgerschaftliches Engagement? Was sei die 
Erzählung von Engagement? Wie bekomme man 
eine gesellschaftliche Debatte hin? Wie könne 
man sich von unzivilen, dunklen Engagement-
formen abgrenzen? Auch die Problematisierung 
von Monetarisierung und das Verhältnis von 
Partizipation und Engagement sollte eine Rolle 
spielen. Wie könne eine Engagementstrategie 
aussehen und wie könne die Zusammenarbeit von 
Staat und Zivilgesellschaft ausgestaltet werden? 
Dafür brauche es aus seiner Sicht kein Gesetz. Der 
Unterausschuss könnte zu diesen Fragen z. B. eine 
Stellungnahme abgeben und durch die Initiierung 
einer Konferenz oder eines Forums einen Dis-
kussionsprozess anstoßen.  

Für wichtig halte er auch, eine neue Agenda für 
das Engagement zu setzen. Es sollten Lobby-Netz-
werke zusammengeführt und Engagement und 
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Beteiligung in der Demokratie stärker zusammen-
gedacht werden. Wenn alle einen ständigen Aus-
schuss für bürgerschaftliches Engagement wollten, 
stelle sich die Frage, warum es den dann nicht 
schon längst gebe. Hier hoffe er auf die Durch-
setzungskraft der Mitglieder. 

Schließlich plädiere er dafür, sich auf Themen zu 
fokussieren, die in die Breite wirkten. Dazu 
gehöre z. B. das Thema „Inklusion und Teilhabe“. 
Wie bunt sei Engagement? Wer dürfe, wer könne 
sich engagieren? Wie könne man über das Engage-
ment zur Teilhabe beitragen? Es gehe also darum, 
bei den großen gesellschaftlichen Debatten mit-
zuwirken und zu zeigen, was Engagement dazu 
beitragen könne. Auch Zeitpolitik sei ein ganz 
großes Thema auch in der Familienpolitik. Wer 
habe überhaupt noch Zeit sich zu engagieren? 
Wieviel Zeit brauche man zum Engagement? Auch 
das Thema „Zukunft der Arbeit“ sei bedeutsam. 
Was bedeute die Digitalisierung? Welche Chancen 
hätte ein Grundeinkommen? Das seien Fragen, die 
in den gesellschaftlichen Debatten immer wieder 
vorkämen, bei denen Engagement aber leider 
keine Rolle spiele, was er bedauere. Das letzte 
wichtige Thema, dass er erwähnen wolle, sei 
Demokratie. Wie könne das politische Engage-
ment gefördert werden? Und wenn bürgerschaft-
liches Engagement tatsächlich die Keimzelle des 
demokratischen Gemeinwesens sei, worin sich 
hier wahrscheinlich alle einig seien, dann müsste 
eigentlich folgender Satz von Victor Hugo gelten: 
„Nichts ist mächtiger als eine Idee, deren Zeit 
gekommen ist“. Wenn die Zeit für Engagement 
jetzt gekommen sei, gelte es, die Ideen noch ein-
mal zu schärfen und zu überlegen, wie man diese 
gemeinsam umsetzen könne. Wenn dies gelinge, 
könne man noch einiges bewegen. 

Herr Dr. Ansgar Klein (BBE) erklärt einleitend, am 
Ende einer Legislaturperiode Bilanz zu ziehen, sei 
immer hilfreich, um zu wissen, wo man stehe. Er 
könne sich seiner Vorrednerin und seinem Vor-
redner nur anschließen. Man habe eine sehr fach-
liche und sehr kollegiale Zusammenarbeit mit 
dem Parlament und – im erfreulichen Kontrast zur 
letzten Legislaturperiode – auch mit dem BMFSFJ 
erlebt. Er habe den Eindruck, das Thema „Engage-

ment und Demokratiepolitik“ gewinne an Bedeu-
tung, weshalb auch er der Forderung nach einem 
Hauptausschuss, in dem diese beiden Themen 
zusammen behandelt würden, nur zustimmen 
könne. 

Er wolle in seinem Eingangsstatement, das auch 
in einer längeren schriftlichen Fassung vorliege 
(Anlage 4), zunächst einige begriffliche Vorbemer-
kungen und anschließend einige bilanzierende 
Anmerkungen machen. Auch in dieser Wahl-
periode habe man eine Debatte über den Zusam-
menhang von Engagement und Partizipation ge-
habt. Es gebe zum Teil immer noch die Wahr-
nehmung, dass es sich um zwei separate Felder 
handele, was aus Sicht des BBE falsch sei. Es gebe 
zwar Differenzen, aber vor allem auch fließende 
Übergänge zwischen Helfen, Gestalten und 
Beteiligen. Daher sollte der Zusammenhang 
zwischen Engagement und Partizipation im Kern 
gewahrt bleiben, zumal darauf auch das Konzept 
des bürgerschaftlichen Engagements rekurriere. 

Seine zweite konzeptionell-strategische Vorbe-
merkung ziele darauf ab, dass in Zeiten eines an-
wachsenden Populismus die Frage nach poli-
tischen Haltungen und nach der Demokratiesub-
stanz in der Gesellschaft keine triviale, sondern 
eine zentrale Frage sei. Aus jahrzehntelanger 
Erfahrung in der politischen Bildungsarbeit sowie 
aus der Engagementpraxis wisse man, dass das 
non-formale und informelle Lernen in Handlungs- 
und Praxiszusammenhängen Haltungen und Wert-
haltungen bilde und dass es eine handlungsent-
lastete politische Bildung brauche. Sie müsse 
jedoch auch in die Handlungsbezüge gehen. Man 
rede hier manchmal im Feld von „civic educa-
tion“, um deutlich zu machen, dass ein erweiter-
tes, praxisnäheres Verständnis politischer Bildung 
benötigt werde. 

Herr Kemnitzer habe in seinem Beitrag bereits auf 
den Eigensinn des Engagements und die Probleme 
der Monetarisierung hingewiesen. Aus den 
Fachdiskursen des BBE wisse man, dass es 
dringend erforderlich wäre, in der nächsten 
Legislaturperiode das Verhältnis zwischen Er-
werbsarbeit und Engagement mit der Praxis der 
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zivilgesellschaftlichen Organisationen und der 
Engagementfelder, aber auch mit der Arbeits-
wissenschaft und der Engagementforschung ver-
tiefend zu behandeln. Er habe auch schon mit 
dem Institut für Arbeitsmarkt und Berufsfor-
schung darüber geredet, das dafür auch offen 
wäre. Diese Bereitschaft nicht zu nutzen, wäre aus 
seiner Sicht fahrlässig. Das Bundesnetzwerk habe 
in dieser Legislaturperiode selber einen zweijähri-
gen Diskussionsprozess über die Frage der 
Arbeitsmarktneutralität der Freiwilligendienste 
mit den Gewerkschaften und den Trägern der 
Freiwilligendienste geführt. Dabei hätten sich 
beide Seiten bewegt. Wenn es z. B. um Lern-
dienste gehe, seien auch die Gewerkschaften 
bereit, weiterzudenken. Aber wenn beim Start des 
Bundesfreiwilligendienstes sämtliche Zivildienst-
plätze als BFD-Plätze anerkannt worden seien, ob-
wohl bekanntermaßen nicht alle arbeitsmarktneu-
tral gewesen seien, und die kommunalen Spitzen-
verbände in dieser Legislaturperiode zudem 
öffentlich proklamiert hätten, der Bundesfrei-
willigendienst sei der Ersatz des Ersatzdienstes, 
sei dies nicht nur sehr unsensibel, sondern auch 
keine dem Thema angemessene Vorstellung. Dies 
habe bei den Gewerkschaften, die man bei diesem 
Thema nicht verlieren, sondern mitnehmen wolle, 
großen Ärger ausgelöst. Insofern sei hier noch viel 
zu tun und es wäre hilfreich für alle, wenn dieses 
Thema in der nächsten Legislaturperiode vertieft 
werden würde. Denn die Freiwilligendienste mit 
ihren rund 100.000 Plätzen seien nun einmal ein 
wichtiges Feld. Es gebe beim Bundesfreiwilligen-
dienst auch bei den über 27-Jährigen eine große 
Nachfrage. In Ostdeutschland habe man dabei die 
besondere Situation, dass 80 Prozent der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer zuvor arbeitslos gewe-
sen und eigentlich arbeitssuchend seien. Der BFD 
sei für sie de facto ein Beschäftigungsprogramm, 
was er nicht per se für illegitim halte. Denn wenn 
der BFD als Lerndienst mit non-formalem und in-
formellem Lernen und einer sinnvollen Tätigkeit 
verbunden sei, könne er aus seinem persönlich-
fachlichen Verständnis heraus durchaus Sinn 
machen. Aber dabei müssten der Eigensinn des 
Engagements, die Partizipationskomponente und 
der Lerndienstcharakter im Zentrum stehen. 
Daher müsse man nach seiner festen Überzeugung 
beim BFD zu einer nach Kriterien geleiteten 
Auswahl von lernintensiven Tätigkeitsprofilen 

kommen. Denn ansonsten verschenke man gerade 
bei der Zielgruppe der über 27-Jährigen die Chan-
cen, die mit einem Lerndienst verbunden seien.  

Zum Thema „Engagementinfrastruktur“ sei schon 
einiges gesagt worden. Leider sei der vom Bundes-
familienministerium initiierte Gesetzentwurf zur 
Demokratiestärkung vom Kanzleramt gestoppt 
worden. Eine Bundeskompetenz in diesem 
Bereich wäre wichtig, weil man ansonsten, etwa 
in finanzschwachen Kommunen, nicht zur Förde-
rung von nachhaltigen Infrastrukturen kommen 
werde. Wichtig sei aber nicht nur eine Bundes-
kompetenz für Partizipation, sondern auch für 
Engagement, denn dann könnte man die Infra-
struktur mit einem integrierten Curriculum fort-
entwickeln. 

Er wolle auch darauf hinweisen, dass es bei der 
Ressourcenausstattung eine Schieflage zwischen 
den Freiwilligendiensten und den nachhaltigen 
Infrastrukturen der Engagementförderung im Etat 
des Bundesfamilienministeriums gebe. Für 
Letztere stünden nur rund 5 Millionen Euro zur 
Verfügung, was nicht ausreichend sei. Dies gelte 
erst recht, wenn man von Seiten des Bundes 
finanzschwache Kommunen in Absprache mit 
den jeweiligen Ländern bei dieser freiwilligen 
Aufgabe mit unterstützen würde. Eine verlässliche 
zivilgesellschaftliche Strukturförderung über meh-
rere Jahre sei daher sowohl für Vereine und Ver-
bände, aber auch für engagement- und partizipa-
tionsfördernde Einrichtungen von besonderer 
Bedeutung. Die Haushaltsmittel sollten aus Sicht 
des BBE nicht so selektiv wie bisher in Sonder-
formate wie die Freiwilligendienste fließen. Am 
Beginn der Legislaturperiode sei man mit einem 
Koalitionsvertrag konfrontiert worden, der – aus 
seiner Sicht – zum Glück so nicht in die Praxis 
umgesetzt geworden sei. Zugespitzt formuliert 
habe es darin geheißen, Hauptziel der Engage-
mentpolitik seien die Freiwilligendienste und 
alles andere sei mehr oder weniger eine Unter-
größe. Darüber sei man entsetzt gewesen, denn es 
gehe in der Engagementpolitik nicht nur um 
100.000 Freiwilligendienstplätze, sondern um die 
Rahmenbedingungen für rund 30 Millionen Enga-
gierte und um die demokratische Qualität der 
Gesellschaft. 
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Auch für Migrantenorganisationen sei es konzep-
tionell wichtig, in den Genuss einer nachhaltigen 
Strukturpolitik zu kommen. Die vom Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge geförderten 
„Houses of Resources“, die der Strukturförderung 
von Migrantenorganisationen an die Seite gestellt 
worden seien, halte man für einen spannenden 
Ansatz. Die neuesten Flüchtlingszahlen zeigten, 
dass man normativ und politisch mit einem 
Phänomen globaler Art konfrontiert sei, dass 
Europa nur an den Rändern streife, auch wenn 
von manchen der Eindruck erweckt werde, als 
stehe Europa kurz vor dem Untergang. Das Pro-
blem sei nicht gelöst, nur weil die Grenzen gerade 
nicht offen seien. Die Flüchtlingszahlen würden 
auch künftig weiter wachsen, sagten alle Gut-
achten voraus. Auch aus zivilgesellschaftlicher 
Perspektive sei daher die Klärung des menschen-
rechtlichen Status der durch den Klimawandel 
bedingten Flucht von vielen Millionen Menschen 
von zentraler Bedeutung.  

Die Digitalisierung sei ein weiteres wichtiges 
Zukunftsthema. Das BMI habe im Rahmen der 
„Open Government Partnership“ einen nationalen 
Arbeitskreis mit acht übergreifenden Handlungs-
feldern initiiert. Es gebe Fortbildungsbedarfe ins-
besondere an den Schnittstellen der online- und 
offline-Kommunikation. Die Förderpraxis müsse 
die medienbezogenen Förderanteile stärker be-
rücksichtigen, um diesen Anforderungen gerecht 
zu werden. Er begrüße, dass es das FSJ Digital als 
Modellprojekt gebe, aber dies allein reiche nicht 
aus. Die Förderpolitik müsse weiterentwickelt 
werden, damit die Organisationen die digitalen 
Möglichkeiten auch nutzen können. Damit beende 
er seinen Überblick und freue sich darauf, in der 
Diskussion weitere Punkte vertiefen zu können. 

Der Vorsitzende dankt den Sachverständigen für 
ihre Einführungen. Die Fragerunde eröffne die 
Kollegin Dr. Rosemarie Hein. 

Abg. Dr. Rosemarie Hein (DIE LINKE.) erklärt, sie 
habe eine Frage an Frau Radow und eine Reihe 
von Anmerkungen. Frau Radow habe erwähnt, 
dass ein Viertel der bundesweit existierenden 
Stiftungen Mitglied im Bundesverband Deutscher 

Stiftungen seien. Sie interessiere, ob und wenn ja, 
welche Auswahlkriterien es für Stiftungen gebe, 
die Mitglied im Bundesverband werden wollten. 

Nicht einverstanden sei sie mit der Aussage von 
Frau Radow, dass Engagement einen Mehrwert 
allein aus der Vernetzung gewinne. Ein Problem 
der letzten Jahre sei gerade gewesen, dass das 
nicht vernetzte Engagement ein wenig gering ge-
schätzt worden sei und kaum vorgekommen sei. 
Engagement sollte sich sicher auch untereinander 
vernetzen, aber man sollte es nicht in dieser Aus-
schließlichkeit formulieren, wie es Frau Radow 
getan habe. Denn mitunter gebe es auch das 
kleine, private, vereinzelte Engagement in der 
Nachbarschaft, das ebenfalls wichtig sei. 

Frau Radow habe auch dafür plädiert, dass es 
einen „Vollausschuss“ für bürgerschaftliches 
Engagement geben sollte und Herr Kemnitzer habe 
gefragt, warum es diesen nicht schon längst gebe, 
da sich in dieser Forderung doch alle im Unter-
ausschuss einig seien. Das eine Problem sei, dass 
man erst einmal die gesamten Fraktionen in der 
kommenden Wahlperiode davon überzeugen 
müsse und sie ahne schon jetzt, wie viele Unter-
ausschüsse dann zu einem ständigen Ausschuss 
werden wollten. Zum anderen müsse man den 
Mehrwert dieses Unterausschusses im Unter-
schied zu allen anderen deutlich machen, was bei 
einem so vergleichsweise kleinen Unterausschuss, 
obwohl hier alle davon überzeugt seien, nicht 
ganz so einfach sei. Das zweite Problem sei, dass 
der Unterausschuss an den Familienausschuss 
angebunden sei und dass viele Themen, die 
eigentlich vom Unterausschuss behandelt werden 
müssten, gar nicht an ihn überwiesen würden. 
Das gelte z. B. für das Gesetz zur Erleichterung 
unternehmerischer Initiativen aus bürgerschaft-
lichem Engagement und zum Bürokratieabbau bei 
Genossenschaften, das voraussichtlich morgen 
abschließend im Plenum beraten werden solle. 
Dies liege daran, dass in den Ministerien und im 
Parlament kaum ressortübergreifend gedacht wer-
de und dass daher kein ausreichendes Bewusst-
sein dafür bestehe, dass der Unterausschuss 
eigentlich beteiligt werden müsste. Dieses Defizit 
sei auch ihr erst im Verlauf dieser Wahlperiode 
deutlich geworden. 
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Frau Radow habe auch verschiedene Aspekte des 
Gemeinnützigkeits- und Steuerrechts angespro-
chen, die verändert werden müssten. Nun sei sie 
weder Mitglied im Haushaltsausschuss noch 
Juristin und kenne sich auch im Verbandsrecht 
nur sehr oberflächlich aus. Bei solchen Verände-
rungen komme es aber immer auf die konkrete 
Formulierung an. Es wäre daher ausgesprochen 
hilfreich, wenn die Nachfolgerinnen und Nach-
folger entsprechende Formulierungsvorschläge 
geliefert bekämen. Damit sei zwar auch nicht 
gesichert, dass diese durchkämen, aber es wäre 
eine wichtige Unterstützung in den Gesprächen 
und Diskussionen mit den anderen Fachpolitike-
rinnen und Fachpolitikern.  

Etwas überrascht habe sie die Aussage von Herrn 
Kemnitzer, dass die bagfa keinen Weiterentwick-
lungsbedarf bei der Anerkennungskultur sehe. 
Diese Ansicht teile sie nicht. Es seien vielleicht 
keine neuen Preise, aber durchaus mehr öffent-
liche Wertschätzung durch die Gesellschaft not-
wendig und vielleicht auch an der einen oder an-
deren Stelle Vergünstigungen für die Engagierten. 
Insofern müsse die Anerkennungskultur durchaus 
weiterentwickelt werden.  

Bei einem angesprochenen Problem habe sie noch 
keine abgeschlossene Meinung. Es betreffe die 
Frage der Arbeitsmarktneutralität bzw. wie man 
besser zwischen Erwerbsarbeit, nebenberuflicher 
Tätigkeit und Engagement unterscheiden könne. 
Möglicherweise generierten sich aus dem Engage-
ment heraus auch neue Arbeitsfelder, die dann 
nicht mehr im Engagementbereich angesiedelt sei-
en, sondern zu Erwerbsarbeit würden. Derzeit er-
lebe man eher den gegenläufigen Prozess, nämlich 
dass bestimmte Leistungen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge nicht mehr durch Hauptamtliche 
erbracht würden, sondern auf Ehrenamtliche 
„abgeschoben“ würden. Auf lange Sicht könne es 
aber auch den umgekehrten Prozess geben, z. B. 
dass im Bereich der Flüchtlingshilfe, hauptamtli-
che Strukturen erforderlich seien, weil sie ehren-
amtlich nicht aufrechterhalten werden könnten. 

Abg. Ingrid Pahlmann (CDU/CSU) dankt den 
Sachverständigen für ihre einführenden Beiträge. 

Auch den Anmerkungen der Kollegin Dr. Hein 
könne sie sich größtenteils anschließen. Sie habe 
gefreut, dass von den Sachverständigen das gute 
Klima im Unterausschuss hervorgehoben worden 
sei, was sie ebenso empfunden habe. 

Herr Kemnitzer habe kritisch angemerkt, dass das 
Engagement von Unternehmen überbewertet wer-
de. Auch sie frage sich, wie es gelingen könne, die 
Unternehmen bei diesem Thema besser und effek-
tiver zu beteiligen. Denn auch die Unternehmen 
sollten inzwischen eigentlich erkannt haben, dass 
bürgerschaftliches Engagement auch einen Mehr-
wert für die eigene Firma habe, da sich die Mit-
arbeiter im Engagement wichtige Erfahrungen, 
Kenntnisse und soziale Kompetenzen aneignen 
könnten. Insofern hätten die Unternehmen hier 
auch eine gewisse Bringschuld. Eine bessere Zu-
sammenarbeit in diesem Bereich bleibe daher eine 
wichtige Aufgabe für die nächste Wahlperiode.  

Herr Kemnitzer habe die Qualitätsmaßstäbe 
angesprochen und in diesem Zusammenhang die 
Frage aufgeworfen, wieviel Engagierte man 
brauche und ob deren Zahl immer weiter steigen 
müsse. Sie sei nicht dieser Ansicht. Denn man 
müsse schon sehen, dass die Zahlen zuletzt durch 
einen Sondereffekt deutlich gestiegen seien. Es 
wäre schön, die Engagementzahlen auf diesem 
Niveau zu halten, aber aus ihrer Sicht machten 
die Zahlen nicht den Wert des Engagements aus.  

Hinsichtlich der Anerkennung teile sie die An-
sicht der Kollegin Dr. Hein, dass man sicherlich 
keine neuen Preise brauche, aber eine stärkere 
öffentliche Sichtbarmachung von Engagement. 
Dies werde auch von den Engagierten erwartet. 
Die Teilnehmenden der Freiwilligendienste woll-
ten aber auch – wie Auszubildende – Vergünsti-
gungen z. B. beim ÖPNV bekommen. Solche klei-
nen weiteren Mosaiksteine in der Anerkennungs-
kultur brauche man durchaus. Hier sei man in 
Deutschland noch nicht überall auf dem richtigen 
Weg. Es gebe in manchen Regionen gute Ideen. 
Andere Regionen hinkten dagegen hinter der Ent-
wicklung her und könnten von anderen Regionen 
lernen. Insofern finde sie es gut, wenn sich die 
Länder darüber untereinander austauschten.  
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Herr Dr. Klein habe die Höhe des Etats für die 
Engagementförderung im Einzelplan 17 kritisiert. 
Allerdings müsse man auch berücksichtigen, dass 
nicht nur das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend Mittel für die Enga-
gementförderung bereitstelle, sondern auch ande-
re Ressorts. Sie denke z. B. an das Bundespro-
gramm „Ländliche Entwicklung“, das im Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
etatisiert sei und in dem Mittel für den ländlichen 
Raum und das dortige ehrenamtliche Engagement 
auch von kleinen Initiativen bereitgestellt wür-
den. Insofern dürfe man die Engagementförderung 
nicht nur auf einen Haushaltstitel beziehen. 

Das Thema „Teilhabe“ sei auch der CDU/CSU-
Fraktion wichtig. Hier habe die Kollegin Stadler 
im BBE-Newsletter leider einen gegenteiligen 
Eindruck erweckt, den sie an dieser Stelle korri-
gieren und richtig stellen wolle. Man arbeite 
derzeit an einem Papier zum Thema „Teilhabe“, 
das kurz vor dem Abschluss stehe. Die Union 
boykottiere oder blockiere bei diesem Thema ganz 
gewiss nicht. Aber man müsse sich schon genau 
Gedanken darüber machen, was Teilhabe heiße, 
welche Konsequenzen sie habe und in welche 
Richtung es gehen könne, damit sie auch gelinge. 
Denn man sollte nicht irgendwelche Versprechun-
gen machen, die man nachher nicht halten könne.  

Abg. Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) hebt hervor, dass auch sie die Zusam-
menarbeit nicht nur im Unterausschuss, sondern 
auch mit der Zivilgesellschaft als sehr gut em-
pfunden habe. Sie wolle sich daher an dieser 
Stelle nicht nur für die heutigen Beiträge der 
Sachverständigen bedanken, sondern auch für die 
vielen anderen Gelegenheiten, bei denen man 
miteinander diskutiert und sich für das Engage-
ment eingesetzt habe. 

Sie wolle sich auf zwei Fragestellungen konzen-
trieren. Die erste beziehe sich auf das Papier von 
Herrn Dr. Klein und das Thema „Digitalisierung“. 
Im Menschenrechtsbereich diskutiere man unter 
dem Stichwort „Open Space“ über Entwicklungs-
möglichkeiten der Zivilgesellschaft nicht nur in 
Diktaturen, sondern auch in demokratischen 

Gesellschaften, z. B. die Frage, wie man mit 
digitalen Informationen umgehe, aber auch die 
Frage, welche Digitalisierung man eigentlich 
wolle und welche Rolle diese im Rahmen des 
Engagements spiele. Dabei gelte es sowohl die 
positiven als auch die negativen Aspekte zu 
betrachten, Stichwort „Fake-News“ oder auch die 
Angriffe gerade im Flüchtlingsbereich auf die 
vielen freiwilligen Helferinnen und Helfer, wo 
Facebook keine rühmliche Rolle gespielt habe. 
Daher wolle sie Herrn Dr. Klein noch einmal 
ausdrücklich dafür danken, dass dieses Thema in 
seinem Papier eine so ausführliche Rolle spiele. 
Denn damit werde man sich in der Tat in der 
nächsten Wahlperiode weiter beschäftigen müs-
sen. Ein Thema sei dabei auch die Frage, ob man 
Digitalisierung z. B. in alle Freiwilligendienste 
integrieren solle oder ob man einen separaten 
Freiwilligendienst zu diesem Thema mache. Im 
Prinzip gehöre auch das gesamte Thema „Parti-
zipative Forschung“ mit in diesen Bereich hinein. 

Sehr zukunftsorientierte Dimensionen des The-
mas „Engagement“ habe Herr Kemnitzer in seiner 
Folie mit den vier Themen angesprochen, die in 
die Breite wirken könnten. Insgesamt habe man es 
derzeit mit einem gesellschaftlichen Wandel zu 
tun, mit dessen positiven und negativen Seiten 
man sich auch im Engagement befassen müsse. 
Dies gelte für das klassische Ehrenamt in Blau-
lichtorganisationen ebenso wie für die Vielfalt des 
bürgerschaftlichen Engagements in seiner ganzen 
Breite einschließlich Infrastruktureinrichtungen 
und Freiwilligendiensten. Hier stehe man zum 
Teil noch am Anfang der Diskussion. 

Zu konstatieren sei auch, dass man nach wie vor 
relativ große Probleme bei der Beteiligung von 
bestimmten Bevölkerungsgruppen habe. Dies gelte 
sozial in der Breite, aber z. B. auch für Frauen in 
der Familiengründungsphase und Migrantinnen 
und Migranten. Insofern sei eine entscheidende 
Frage, wie es wirklich gelingen könne, Engage-
ment als eine breite Bürgerbewegung zu stärken. 
Daher müsse auch noch einmal überlegt werden, 
ob man mit der bisher praktizierten Anerken-
nungskultur richtig liege oder ob man mit ihr nur 
einen Teil der Bevölkerung erreiche und z. B. 
eben nicht jene drei genannten Gruppen.  
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Die Themen „Zukunft der Arbeit“ und „Zeitpoli-
tik“ würden künftig gerade im Bereich der Frei-
willigendienste eine sehr viel größere Bedeutung 
bekommen. Nehme man die Freiwilligendienste 
in ihrer Funktion als Orientierungsphase für das 
Leben wirklich ernst, müsse man überlegen, wie 
man sie weiter ausgestalten könne. Hier sei auch 
die Anmerkung der Kollegin Dr. Hein sehr interes-
sant gewesen, da sie davon überzeugt sei, dass 
man auch innovative Formen, z. B. im bürger-
schaftlichen Engagement vor Ort, aber auch in den 
Freiwilligendiensten finden müsse, die unter Um-
ständen auch neue Arbeit generierten. Dieser 
Fragestellung sollte man sich in der nächsten 
Legislaturperiode noch einmal grundsätzlich 
nähern, weil diese gesellschaftlichen Prozesse 
stattfänden und es bedauerlich wäre, wenn sich 
der Engagementbereich darauf nicht rechtzeitig 
einstellen und die dort tätigen Akteure ignorieren 
würde. Denn man werde Problemlagen wie die 
Monetarisierung oder den Ersatz von sozialver-
sicherungspflichtigen Arbeitsplätzen nur in den 
Griff bekommen, wenn man hier neue und inno-
vative Antworten finde. 

Auch Demokratie sei ein wichtiges Thema, das 
man ohne Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger nicht werde wirklich erfolgversprechend dis-
kutieren können. Die Frage sei daher auch, ob da-
für eigentlich ein Vollausschuss ausreiche oder ob 
man hier nicht zusätzliche Instrumente brauche 
und wenn ja, wie diese ausgestaltet werden müss-
ten, damit aus der Diskussion über Demokratie 
eine wirklich breite Bewegung werde. Es reiche 
nicht, nur Experten einzuladen und anzuhören, 
sondern man müsse neue Formate finden, über 
die man gemeinsam mit der Zivilgesellschaft dis-
kutieren sollte. Bei den von Herrn Kemnitzer ge-
nannten vier Themen müsse man in der nächsten 
Legislaturperiode schon deshalb vorankommen, 
weil man den gesellschaftlichen Wandel an-
sonsten nicht aktiv gestaltet bekomme. 

Abg. Svenja Stadler (SPD) betont, als sie 2013 
Mitglied des Bundestages und auch Mitglied des 
Unterausschusses geworden sei, sei ihr nicht 
bewusst gewesen, wie groß und breit das Thema 
„Bürgerschaftliches Engagement“ sei. Sie sei in 
der Kirche sozialisiert worden und habe auch ein 

wenig politisches Ehrenamt gemacht, aber welche 
Dimensionen in dem Thema steckten, sei ihr 
damals in der Form nicht bewusst gewesen. Daher 
wolle sie sich im Namen ihrer Fraktion bei den 
heutigen Gästen – stellvertretend für alle Sach-
verständigen, die man in dieser Wahlperiode im 
Unterausschuss angehört habe – für den großen 
Erkenntnisgewinn und die große Unterstützung 
bei der Einarbeitung in das Thema bedanken. 

Mit Blick auf das Thema des heutigen Fachge-
spräches habe sie bei ihrer persönlichen Reflexion 
darüber, was man mit der Arbeit des Unteraus-
schusses in dieser Wahlperiode erreicht habe, 
trotz der guten Zusammenarbeit nicht so ein gutes 
Gefühl gehabt. Dies habe sich durch die Aussagen 
der Sachverständigen ein wenig geändert. Sie 
freue sich, dass diese die Arbeit des Unteraus-
schusses sehr positiv bewertet hätten, auch wenn 
noch lange nicht alles erreicht und auf den Weg 
gebracht worden sei. Was die Anerkennungs-
kultur angehe, teile sie die mehrfach geäußerte 
Ansicht, dass man nicht noch mehr Preise 
brauche. Aber wenn aus dem Unterausschuss in 
der kommenden Wahlperiode ein ordentlicher 
Ausschuss würde, wäre dies auch eine ziemlich 
große und konkrete Wertschätzung gegenüber den 
Engagierten und der Zivilgesellschaft jenseits von 
jenen schönen Sonntagsreden, in denen das 
Engagement oft gelobt werde.  

Sie habe eine Frage an alle drei Sachverständigen. 
Bekanntlich arbeiteten alle Parteien gerade an 
ihren Wahlprogrammen, die zum Teil noch in der 
Abstimmung, zum Teil auf den Weg gebracht oder 
schon verabschiedet seien. Sie würde interessie-
ren, unabhängig von der Frage, wer die nächste 
Bundesregierung stellen werde, welche drei 
zentralen Wünsche die Sachverständigen den 
Parteien mit auf den Weg geben wollten, die sie 
dann auch im Koalitionsvertrag wiederfinden 
wollten. Denn Herr Dr. Klein habe ja betont, dass 
er beim Lesen des letzten Koalitionsvertrags sehr 
bestürzt über die dort enthaltenen Teile zum 
Engagement gewesen sei. Dies würde man beim 
nächsten Mal gerne vermeiden, da man schließ-
lich auch in der nächsten Legislaturperiode 
weiterhin gut zusammenarbeiten wolle. 



  

 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 

Unterausschuss "Bürgerschaftliches Engagement" 

   
 

 

18. Wahlperiode Protokoll der 34. Sitzung 
vom 21. Juni 2017 

Seite 19 von 65 

 
 

Der Vorsitzende bittet die Sachverständigen um 
möglichst kompakte Antworten, da man nur bis 
19:00 Uhr Zeit habe und er noch zwei Minuten 
am Ende für einige Dankesworte benötige. Die 
Antwortrunde eröffne Herr Dr. Klein.  

Herr Dr. Ansgar Klein (BBE) weist darauf hin, 
dass man im Zusammenhang mit dem bürger-
schaftlichen Engagement in der Flüchtlingshilfe 
deutlich bemerkt habe, dass sich die Strukturen in 
der Zivilgesellschaft insofern veränderten, dass 
neben die organisierte Zivilgesellschaft das Spon-
tanengagement von Millionen Menschen getreten 
sei. Gerade in einer solchen Situation seien Netz-
werke wichtig. Es sei in der Tat so, wie es die 
Abgeordnete Dr. Hein vorhin angemerkt habe, 
dass Engagement historisch, und zwar nachweis-
lich und relevant, zu Verberuflichungsimpulsen 
geführt habe. Die gesamte soziale Arbeit sei aus 
ehrenamtlicher Initiative entstanden, sei aber heu-
te aus guten Gründen hauptamtlich organisiert. 
Neben diesen Verberuflichungsprozessen gebe es 
umgekehrt auch Entberuflichungsprozesse, die 
umstritten, vor dem Hintergrund veränderter Er-
fahrungen aber nicht immer unsinnig seien. 

Bezüglich der Anerkennungskultur wolle er 
darauf hinweisen, dass das Bundesnetzwerk mit 
dem Bundesfamilienministerium über dieses 
Thema und auch über die operativen Debatten, 
die dazu im Feld geführt würden, im Gespräch 
sei. Ein Deutscher Engagementtag, wie er im Laufe 
dieser Legislaturperiode erstmals veranstaltet wor-
den sei, sollte noch stärker öffentlich wahrgenom-
men werden. Dafür könnte man ihn z. B. mit dem 
Deutschen Engagementpreis verbinden. Es gebe 
auch weitere Überlegungen, wie man beim Thema 
„Anerkennungskultur“ Synergien nutzen könne. 
So habe man diesbezüglich z. B. erste Gespräche 
mit den Initiatoren des Deutschen Bürgerpreises 
geführt, die auf das BBE zugekommen seien.  

Er wolle noch einen Hinweis zu den Unterneh-
men geben. Auch in diesem Bereich sei sicher 
noch viel zu tun. Trotzdem könne man feststellen, 
dass die bundesweit tätigen Unternehmen im 
Bundesnetzwerk sehr gut mitwirkten und sich 
beteiligten. Vor kurzem habe sich auch die 

„Offensive Mittelstand“ an das BBE mit dem 
Vorschlag gewendet, gemeinsame Projekte durch-
zuführen, etwa einen Corporate Volunteering-
Leitfaden für verschiedene Regionen zu ent-
wickeln. Diese Aufgabe könne man später even-
tuell auch den befreundeten Landesnetzwerken 
als Aufgabe übertragen, die dies regional weiter-
führen könnten. Aber erst einmal wolle man als 
BBE dieses Projekt auf den Weg bringen. 

Die Abgeordnete Pahlmann habe zu Recht darauf 
hingewiesen, dass Engagement ein Querschnitts-
thema sei. Diese Ansicht habe schon die Enquete-
Kommission vertreten und habe schon 2002 ein 
bis heute nicht realisiertes Engagementförder-
gesetz gefordert, um für alle Entscheidungsträger, 
aber auch für die „Nutznießer“ die Finanzströme 
der verschiedenen Ressorts zur Engagement- und 
Partizipationsförderung offenzulegen. Dies könnte 
aus Sicht des BBE die Arbeit des Parlaments, der 
Regierung und auch der Zivilgesellschaft erleich-
tern.  

Im Rahmen des Fachforums „Partizipation und 
Transparenz“ des Hightech-Forums der Bundes-
regierung habe es viele wichtige Hinweise für die 
erforderlichen Verfahrensregeln guter Beteiligung 
und für die partizipative Einbindung von Zivilge-
sellschaft gegeben. Neben einem Hauptausschuss 
für bürgerschaftliches Engagement hielte er auch 
die Einrichtung einer Demokratie-Enquete in der 
kommenden Legislaturperiode für wichtig. Dabei 
könnte man, wie es schon die Enquete-Kommis-
sion „Zukunft des Bürgerschaftlichen Engage-
ments“ getan habe, das Feld nicht nur durch 
Fachanhörungen, sondern über weitere Formate 
und Online-Beteiligungsstrukturen mit in den 
Prozess hineinholen. In einer solchen Enquete 
sollten keinesfalls nur Fragen der direkten Demo-
kratie thematisiert werden, sondern es müsste 
auch um deliberative Formen der Demokratie, um 
den Übergang zwischen Engagement und Partizi-
pation sowie um Sozialraumbeteiligung und die 
europäischen Dimensionen des Themas gehen.  

Frau Birgit Radow (Bundesverband Deutscher 
Stiftungen) betont, die Anregung der Abgeord-
neten Dr. Hein konkrete Formulierungsvorschläge 
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zu machen, greife man gerne auf. Dies werde sie 
auch im Bündnis für Gemeinnützigkeit noch ein-
mal ansprechen. Natürlich gehe es nicht, worauf 
einige Mitglieder hingewiesen hätten, ohne das 
individuelle Engagement. Dennoch habe man 
beim bürgerschaftlichen Engagement in der 
Flüchtlingshilfe sehr rasch gemerkt, wie wichtig 
es sei, sich mit anderen zusammenzutun und 
dabei gehe es immer auch um die Frage der Förde-
rung von Strukturen. Beim Bundesverband Deut-
scher Stiftungen gebe es keine Aufnahmehürden, 
es sei denn, eine Stiftung würde grundgesetz-
widrige Satzungszwecke verfolgen. Das habe es 
vor einigen Jahren in der Tat einmal gegeben und 
habe zu deren Ausschluss geführt. 

Beim Thema „Digitalisierung“ passiere im 
Moment sehr viel. Auch Organisationen wie 
„Campact“ oder „Change.org“ initiierten neue 
Formen von zivilgesellschaftlichem Engagement. 
Der nächste Stiftungstag werde sich dem Thema 
„Digitalisierung und Stiftungen“ widmen, da man 
dies für ein wichtiges Zukunftsthema halte. Es 
habe großartige Initiativen gerade beim Engage-
ment in der Flüchtlingshilfe gegeben. Mit diesen 
müsse man sich – auch in diesem Ausschuss – 
weiter beschäftigen. 

Was man sich für die kommende Wahlperiode 
wünschen würde, wäre erstens ein Hauptaus-
schuss, weil dieser einfach mehr Durchsetzungs-
möglichkeiten hätte. Es wäre zweitens die Förde-
rung von Vernetzungsstrukturen in den verschie-
denen Programmen, wozu auch Monitoring und 
Mediation gehören sollten. Schließlich sollte es 
drittens keine weitere Bürokratisierung bei der 
Unterstützung der Zivilgesellschaft geben. 

Herr Tobias Kemnitzer (bagfa) erklärt, es wäre 
erstens auch schon eine Form der Anerkennung 
und Wertschätzung, wenn das Thema „Engage-
ment“ auch in einer gewissen Länge in den Wahl-
programmen der Parteien vorkommen würde. 
Denn oft sei es dort kein eigenständiges Thema, 
sondern ein „Ad-On“ bei anderen Themen wie 
z. B. dem Sport oder der Kultur. Dies halte er 
angesichts der Bedeutung des Engagements für die 
Demokratie für nicht ausreichend. Darüber hinaus 

brauche man zweitens andere Förderstrukturen. 
Dabei sollte man auch noch einmal die Bedürf-
nisse der Vereine und Initiativen vor Ort mit in 
den Blick nehmen, deren Dynamik man erhalten 
müsse und die man nicht mit zu viel Bürokratie 
belasten dürfe. Schließlich sollte man drittens 
auch einmal darüber nachdenken, ob man so 
etwas wie einen Engagementurlaub analog zum 
Bildungsurlaub oder eine Engagementzeit analog 
zur Elternzeit einführen könnte. Mit solchen 
neuen und innovativen Vorschlägen wäre man im 
Bereich der Engagementpolitik auch anschluss-
fähig an andere Diskurse, die in der Gesellschaft 
geführt würden und es würde zudem die Aner-
kennung des Beitrages unterstreichen, den Enga-
gement für den Zusammenhalt der Gesellschaft 
leiste.  

Der Vorsitzende dankt den Sachverständigen für 
ihre interessanten Beiträge und für ihre kompak-
ten Antworten auf die Fragen der Mitglieder. Er 
bitte sie, ebenso wie die Besucherinnen und 
Besucher, noch einmal den verspäteten Beginn 
des öffentlichen Fachgespräches zu entschuldigen 
und danke für die aufgebrachte Geduld. 

Tagesordnungspunkt 3 

Verschiedenes 

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass es Hin-
weise gebe, dass es in der letzten Sitzungswoche 
vor der Sommerpause nun wohl doch noch eine 
Plenardebatte zum Zweiten Engagementbericht 
geben werde und dies hoffentlich auch zu einer 
angemessenen Zeit. Dies wäre aus seiner Sicht ein 
guter thematischer Abschluss am Ende dieser 
Wahlperiode. 

Er wolle die letzte Sitzung des Unterausschusses 
nutzen, um einige Dankesworte auszusprechen. 
Zunächst einmal danke er den Kolleginnen und 
Kollegen des Unterausschusses dafür, dass sie 
ihm die Aufgabe als Unterausschussvorsitzender 
durch die kooperative Form der Zusammenarbeit, 
die sehr viel Spaß gemacht habe, sehr leicht ge-
macht hätten. Die Kollegin Dr. Hein und er 
würden dem kommenden Bundestag nicht mehr 
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angehören. Den anderen Kolleginnen und Kolle-
gen wünsche er, sofern sie wiedergewählt wür-
den, dass es ihnen gelingen möge, das Thema 
auch in der kommenden Wahlperiode weiter 
voranzubringen. Danken wolle er im Namen des 
Unterausschusses auch Herrn Potocki und den 
weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Sekretariats für die herausragende Unterstützung 
in dieser Wahlperiode und verbunden mit den 
besten Wünschen für die Zukunft.  

Abg. Ingrid Pahlmann (CDU/CSU) erklärt, als 
stellvertretende Vorsitzende wolle auch sie noch 
einmal Herrn Potocki für die sehr angenehme 
Zusammenarbeit und für die viele Arbeit beim 
Verfassen des Tätigkeitsberichts danken. 

Danken wolle sie aber auch dem Vorsitzenden für 
seine überparteiliche und sehr kollegiale Leitung 
dieses Ausschusses, die nicht nur viel zum Zu-
sammenhalt beigetragen habe, sondern von dessen 
Erfahrung die vielen Parlamentsneulinge in die-
sem Ausschuss und auch sie persönlich sehr pro-
fitiert hätten. Sie hätte sich daher keine bessere 
Person für den Vorsitz des Unterausschusses 
wünschen können und bedauere sehr, dass man 
die gute Zusammenarbeit in der kommenden 
Wahlperiode nicht fortsetzen könne. Für seinen 
„Unruhestand“ wünsche sie dem Vorsitzenden im 
Namen aller Mitglieder alles Gute. 

Der Vorsitzende schließt die 34. und letzte Sit-
zung des Unterausschusses „Bürgerschaftliches 
Engagement“ in der 18. Wahlperiode.

 

Schluss der Sitzung: 18:58 Uhr 
 
 
 
 
 
Willi Brase, MdB 
Vorsitzender 
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